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I. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1-11 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete (§§ 1 und 4 BauNVO)

Das allgemeine Wohngebiet (WA) dient vorwiegend dem Wohnen.
Allgemein zulässig sind:
· Wohngebäude
· die der Versorgung des Gebietes dienende Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende 

Handwerksbetriebe
· Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

Ausnahmsweise zulässig sind:
· die der Versorgung des Gebietes dienende Läden
· sonstige nicht störende Gewerbebetriebe
· Anlagen für Verwaltungen

 Unzulässig sind:
· Betriebe des Beherbergungsgewerbes
· Gartenbaubetriebe
· Tankstellen

In dem allgemeinen Wohngebiet sind oberhalb des Erdgeschosses ausschließlich Wohnungen zulässig. 
Ausnahmsweise können oberhalb des Erdgeschosses auch Räume für Verwaltung oder freie Berufe zugelassen 
werden.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO)

2.1    Höhe baulicher Anlagen
Die Höhe baulicher Anlagen im allgemeinen Wohngebiet und in der Fläche für den Gemeinbedarf wird definiert als 
der oberste Abschluss der Dachhaut. Photovoltaikanlagen, Sonnenkollektoren oder sonstige technische Anlagen 
(z.B. Schornsteine, Antennen oder Fahrstuhlschächte) sind auf den Dachflächen zulässig und sind nicht auf die 
maximal zulässige Gebäudehöhe anzurechnen. Die Attika darf die festgesetzten Gebäudehöhen um maximal 0,50 
m überschreiten.
Die Höhe der Tiefgarage wird definiert als Oberkante der Tiefgaragendecke unter Berücksichtigung der 
aufzutragenden Substratschicht für die intensive Dachbegrünung.
Der Bezugspunkt für die festgesetzte Höhe der baulichen Anlagen ist Normalhöhennull (NHN).

2.2    Grundflächenzahl
Im allgemeinen Wohngebiet ist die Grundfläche der Tiefgarage bei der Ermittlung der Grundfläche nicht
mitzurechnen.

3. Überbaubare Grundstücksfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)

3.1    Baulinien
Geschosse, die vollständig unterhalb der Geländeoberfläche liegen, dürfen hinter die Baulinie zurücktreten.

3.2    Baugrenzen
a) Im allgemeinen Wohngebiet sind Terrassen und Balkone nur außerhalb der mit einem GFL Recht belegten 

Flächen sowie der Pflanzflächen zulässig. Eine Überschreitung der Baugrenze durch Balkone ist um maximal 
2,50 m und durch Terrassen sowie Terrassenüberdachungen um maximal 2,50 m zulässig, soweit landes- 
rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen.

b) Im allgemeinen Wohngebiet sind Tiefgaragen nur innerhalb der für Tiefgaragen zeichnerisch festgesetzten 
Flächen sowie innerhalb der übrigen überbaubaren Grundstückfläche zulässig.

c) In der Fläche für den Gemeinbedarf sind Tiefgaragen nur innerhalb der für Tiefgaragen zeichnerisch fest- 
gesetzten Flächen zulässig.

4. Flächen für Stellplätze, Garagen, Gemeinschaftsanlagen
(§ 12 und 21 a BauNVO)

         Tiefgaragen
  Tiefgaragen und Garagengeschosse sind nur mit einer maximalen Höhe von 105,3 m über NHN zulässig.

5. Flächen für Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12 und 14 BauNVO)

5.1    Nebenanlagen
In dem allgemeinen Wohngebiet sowie auf der Fläche für den Gemeinbedarf sind Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1  
BauNVO außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen nicht zulässig. Hiervon ausgenommen sind Fahrrad- 
abstellanlagen, Mülltonnenabstellplätze sowie baulich untergeordnete Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungs- 
energie oder Kraft-Wärme-Kopplung.

5.2    Stellplätze und Garagen
Im allgemeinen Wohngebiet sind oberirdische Stellplätze nur innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Flächen 
zulässig.
Stellplätze sind versickerungsfähig mit Rasengittersteinen, Rasenfugenpflaster oder als Schotterrasen auszuführen.

6. Flächen für den Gemeinbedarf
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Der als Fläche für den Gemeinbedarf festgesetzte Bereich dient der Zweckbestimmung „Schule, Sporthalle und 
Kindertagesstätte“. Ausnahmsweise sind Wohngebäude als untergeordnete Nutzung zulässig.

7. Verkehr, Ver- und Entsorgung

         Versorgungsflächen
Der als Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen, 
Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, festgesetzte Bereich mit 
der Zweckbestimmung „Elektrizität“ dient als Standort für eine 10kV-Transformatorenstation.

8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

8.1    GFL 1 - Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
Die mit GFL 1 bezeichneten Flächen sind mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu Gunsten der Stadt Bochum und
der Ver- und Entsorgungsträger sowie mit einem Geh- und Fahrrecht zu Gunsten der Anwohner*innen zu belasten.

Innerhalb dieser Flächen ist die Errichtung von Nebenanlagen, oberirdischen Stellplätzen und Einfriedungen
unzulässig.

8.2    GFL 2 - Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
Die mit GFL 2 bezeichnete Fläche ist mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Stadt Bochum und 
der Ver- und Entsorgungsträger sowie mit einem Gehrecht zu Gunsten der Anwohner*innen zu belasten.

Innerhalb dieser Flächen ist die Errichtung von Nebenanlagen, oberirdischen Stellplätzen und Einfriedungen 
unzulässig.

9. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

9.1    Pflanzung von Einzelbäumen
Für die zu pflanzenden 146 Einzelbäume sind die in der nachfolgenden Pflanzliste aufgeführten standortheimischen 
Arten mit der Qualität Hochstamm 3x verpflanzt, mind. Stammdurchmesser von 16/19 cm, zu pflanzen:

· Feldahorn  (Acer campestre),
· Spitzahorn  (Acer platanoides),
· Bergahorn  (Acer pseudoplatanus),
· Hainbuche  (Carpinus betulus),
· Esche (max. 10%)  (Fraxinus excelsior),
· Gewöhnliche Traubenkirsche  (Prunus padus),
· Stieleiche  (Quercus robur)

9.2  Pflanzung von Sträuchern
Für die zu pflanzenden Sträucher in Form von Landschaftshecken sind die in der nachfolgenden Pflanzliste 
aufgeführten Arten, insbesondere Vogelnährgehölze als Landschaftshecken in der Qualität Containerware, Höhe 
100 - 150 cm, im Pflanzabstand 1,5 x 1,5 m zu pflanzen. Insgesamt sind 311,10 m Landschaftshecke, in der 
angegebenen Artenzusammensetzung, als zwei bis dreireihiger Pflanzung, herzustellen.

· Gewöhnliche Berberitze  (Berberis vulgaris),
· Blauroter Hartriegel  (Cornus sanguinea),
· Europäische Pfaffenhütchen  (Euonymus europaeus),
· Rote Heckenkirsche  (Lonicera xylosteum),
· Gemeiner Liguster  (Ligustrum vulgare),
· Gemeine Schlehe  (Prunus spinosa),
· Hunds-Rose  (Rosa canina),
· Wein-Rose  (Rosa rubiginosa),
· Gemeiner Schneeball  (Viburnum opulus)

9.3  Anlage von Extensivrasen und Begrünung der Versickerungsmulden
Für die lichten Bereiche zwischen den Gehölzpflanzungen sowie für die Bereiche der Versickerungsmulden ist 
Extensivrasen aus Regiosaatgut der Grundmischung UG02 zur Anlage einer Gras-Wildblumenvegetaion auf 
frischem Standort laut der nachfolgenden Pflanzliste zu pflanzen. Die Saatgutmischung besteht zu 70% aus 
Gräsern, und zu 30% aus Kräutern und Leguminosen.

9.4  Zu erhaltende Gehölzstrukturen (Bäume und Sträucher)
Die zeichnerisch festgesetzten heimischen Laubbäume auf der Grabelandfläche sind zu erhalten.
Die zeichnerisch festgesetzten Formschnitthecken auf der Grabelandfläche sind zu erhalten.

10. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

10.1  Pflanzflächen
Die im Bebauungsplan festgesetzte Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
ist mit standortgerechten Pflanzen zu begrünen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen und bei 
Abgängigkeit gleichwertig zu ersetzen.

Eine Auswahl an geeigneten Pflanzen ist in folgender Auswahlliste dargestellt, die lediglich der Orientierung dient 
und nicht abschließend ist:

· Blumenesche (Fraxinus ornus „Lousia Lady“),
· Rotesche (Fraxinus Pennsylvanica „Summit”),
· Mehlbeere (Sorbus aria „Magnifica“),
· Thüringische Säulen-Mehlbeere (Sorbus x Thuringiaca „Fastigiata“),
· Felsenbirne (Amelanchier arborea „Robin Hill”),
· Baumhasel (Corylus colurna),
· Dreilappiger Apfel (Eriolobus trilobatus),
· Wollapfel (Malus Tschonoskii)

10.2  Begrünung von Stellplatzanlagen
Stellplatzanlagen sind durch Pflanzstreifen mit Bäumen, einzeln oder in kleinen Gruppen, zu überstellen. Je 
angefangene 3 Stellplätze ist mindestens ein standortgerechter, mittelkroniger Laubbaum in der Qualität 
Hochstamm, 4 x verpflanzt mit Drahtballierung, Stammumfang mind. 30-35 cm so zu pflanzen, dass er die 
Stellplatzanlage beschattet. Die Baumgruben sind so zu planen und anzulegen, dass ein dauerhafter Erhalt der 
Bäume gewährleistet werden kann. Es muss ein ausreichend großer Wurzelraum von mind. 12 m³ vorgesehen 
werden. Der Eigentümer hat den Erhalt der Bäume durch dauerhafte Pflege und Unterhaltung sicherzustellen. Den 
Habitus verändernde Maßnahmen sind unzulässig. Abgängige Pflanzen sind an derselben Stelle gleichwertig zu 
ersetzen.

Eine Auswahl an geeigneten Pflanzen ist in folgender Auswahlliste dargestellt:

· Feldahorn (Acer campestre),
· Spitzahorn (Acer platanoides „Allershausen“),
· Hopfenbuche (Ostrya carpiniffolia),
· Dornenlose Gleditschie (Gleditsia triacanthos „Shademaster“)

10.3  Begrünung von Flachdächern
Flachdächer oder flach geneigte Dächer bis max. 15 Grad, auch von Garagen, Carports und sonstigen 
Nebengebäuden mit einer Fläche von mehr als 8 m² sind mit einer extensiven, standortgerechten und artenreichen 
Dachbegrünung aus mind. 25 verschiedenen Arten, unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen, 
zu versehen. Die Dachbegrünung ist auf Dauer zu erhalten und bei Abgängigkeit gleichwertig zu ersetzen. Es ist 
eine mindestens 12 cm starke durchwurzelbare Vegetationsschicht vorzusehen. Die Vegetationsschicht kann je 
nach Dachbegrünungs-  system und Anbieter als Aussaat oder Staudenpflanzung erfolgen. Von der Dachbegrünung 
ausgenommen sind verglaste Flächen, notwendige technische Aufbauten sowie nutz- und begehbare Bereiche 
soweit sie gemäß anderer Festsetzungen zulässig sind und die Dachfläche mindestens 2/3 begrünt wird. Bereiche 
mit Photo- voltaikanlagen und Sonnenkollektoren sind nicht ausgenommen. Die Begrünung ist durch Aufständern 
der Anlagen sicherzustellen.

10.4  Begrünung von Tiefgaragen
Tiefgaragen sind mit einer mindestens 80 cm dicken Bodensubstratschicht zu versehen und intensiv zu begrünen. 
Von der Verpflichtung zur Begrünung ausgenommen sind Terrassenflächen und Wege, soweit sie gemäß anderen 
Festsetzungen zulässig sind. Es sind mindestens 2/3 der Dachflächen der Tiefgaragen zu begrünen. Je 250 m² 
Dachfläche ist ein kleinkroniger, standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Die intensive Begrünung ist als 
gärtnerische Anlage dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

11 Immissionsschutz

11.1  Schalschutzmaßnahmen für Innenräume

In dem allgemeinen Wohngebiet sowie der Fläche für den Gemeinbedarf sind bei Vorhaben, die der Errichtung, 
Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen im Sinne von § 29 BauGB dienen, aufgrund der 
Lärmbelastung der Hauptstraße (inkl. Straßenbahn) sowie des Schienenverkehrslärms der Eisenbahnstrecke 2140 
(Witten-Bochum-Langendreer), für die Gebäude bauliche und sonstige Vorkehrungen zur Lärmminderung zu treffen 
(Raute A t/n).

Die zu treffenden baulichen oder sonstigen Vorkehrungen müssen sicherstellen, dass sie eine Schallpegeldifferenz 
bewirken, die zur Einhaltung folgender Innenraumpegel durch Verkehrslärm (Mittelungspegel gem. VDl-Richtlinie 
2719, August 1987, „Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“) führt:

Die vorstehende Tabelle ist nur insoweit anwendbar, als die dort genannten Raumarten nach den Festsetzungen 
über die Art der baulichen Nutzung zulässig sind.

Die Innenraumpegel sind vorrangig durch die Anordnung der Baukörper und/oder geeignete Grundrissgestaltung 
einzuhalten. Ist dieses nicht möglich, muss ein ausreichender Schallschutz durch bauliche Maßnahmen an 
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude geschaffen werden.

Wohn-/Schlafräume in Einzimmerwohnungen und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen.

Der maßgebliche Innenschallpegel von Schlafräumen muss bei teilgeöffneten Fenstern eingehalten werden. 
Andernfalls sind geeignete schallgedämmte Lüftungssysteme einzubauen.

11.2  Schallschutz für Außenwohnbereiche

In der Fläche für den Gemeinbedarf sind in den zeichnerisch festgesetzten Bereichen (Raute B t) zum Schutz vor 
Lärmbelastung der Hauptstraße für mit Gebäuden baulich verbundene Außenwohnbereiche von Wohnungen (z.B. 
Terrassen, Balkone, Loggien) bauliche und sonstige Vorkehrungen zur Lärmminderung zu treffen.

Die baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen (z.B. Ausgestaltung der Balkonbrüstungen oder 
schallabsorbierende Ausgestaltung der Balkonunterseiten) müssen sicherstellen, dass sie eine Schallpegeldifferenz 
bewirken, die zur Nicht-Überschreitung von 62 dB(A) am Tage durch Verkehrslärm für die Außenwohnbereiche 
führen.

II.     ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW)

1. Werbeanlagen
a) Werbeanlagen sind an der Stätte der Leistung im Bereich des Erdgeschosses mit einer maximalen Größe von   

3 m² und als Stele in der straßenzugewandten Freifläche zulässig. Als Stätte der Leistung gilt der Gebäudeteil, 
in dem die beworbene Leistung angeboten wird.

b) An jeder Gebäudefassade ist je Gewerbebetrieb und sonstiger Arbeitsstätte nur eine Werbeanlage zulässig. Die 
Werbeanlage kann aus mehreren Teilen bestehen, wenn sie insgesamt als Einheit gestaltet ist.

c) Lichtwerbeanlagen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder in zeitlichem Wechsel aufleuchtendem Licht 
(Lichtbänder) sowie Auslegerwerbung sind unzulässig.

d)   Das Verkleben von Glasflächen und Fenstern zu Werbezwecken ist unzulässig.

2. Dächer
a) Flachdächer sind mit einer Dachneigung von maximal 5° sowie ohne Dachüberstand mit einer umlaufenden 

Attika oder Brüstung auszubilden (außer Carports). Die Brüstung von Dachterrassen ist massiv und in gleicher 
Materialität und Farbgestaltung wie die restliche Fassade herzustellen.

b)   Die Attikaabdeckung ist ausschließlich in einem matten Metall zulässig.

3. Dachaufbauten
Anlagen für die Nutzung von Sonnenenergie und sonstige technische Aufbauten müssen einen Mindestabstand von 
1,50 m zur Attika einhalten. Sie sind ausschließlich aufgeständert mit darunterliegender Dachbegrünung zulässig.

4. Einfriedungen
Im allgemeinen Wohngebiet sowie in der Fläche für den Gemeinbedarf sind Einfriedungen nur als standortgerechte 
Hecken- und Strauchpflanzungen gemäß nachfolgender Gehölzliste zulässig. Eingebunden in diese Hecken können 
auch Maschendraht-, Stahlmattengitter- oder ähnliche Zäune zugelassen werden. Ausgeschlossen sind jedoch 
Plastikflechtwerke innerhalb der Zäune, sodass die Hecken- und Strauchpflanzen durch den Zaun hindurchwachsen 
können.

Eine Auswahl geeigneter Gehölze ist in folgender Gehölzauswahlliste dargestellt:

Als Formschnitthecke:

· Berberitze, großblättrig (Berberis julianae),
· Liguster (Ligustrum vulgare),
· Eibe (Taxus baccata),
· Hainbuche (Carpinus betulus),
· Rotbuche (Fagus sylvatica),
· Stechpalme „Heckenfee“ (Ilex meserveae „Heckenfee“)

Als freiwachsende Hecke (auch als gemischte Blütenhecke):

· Gemeine Heckenkirsche (Lonicera xylosteum),
· Weinrose (Rosa rubiginosa),
· Japanische Zierquitte (Chainomelis japonica),
· Feuerdorn  (Pyracanthe coccinea „Orange Glow“),
· Bibernellrose (Rosa pimpinellifolia),
· Blutjohannisbeere (Ribes sanguineum „King Edward VII“)

III. KENNZEICHNUNGEN

1. Bergbau
Nach dem Auskunftssystem „Gefährdungspotenziale des Untergrundes in Nordrhein-Westfalen - Behördenversion -" 
der Bezirksregierung Arnsberg liegen keine Hinweise vor, dass das B-Plangebiet 417 b durch heute noch auf die 
Tagesoberfläche einwirkungsrelevanten tagesnah geführten Bergbau beeinflusst sein könnte. Einwirkungen des 
früher geführten Tiefenbergbaus auf die Oberfläche sind seit Jahrzehnten abgeklungen und spielen daher keine 
Rolle mehr.
Für die Flurstücke 1336, 1347, 1348 und 1378 sind keine Eintragungen, wie Mundlöcher oder Zugänge, die auf 
einen Luftschutzstollen hinweisen würden, vorhanden.

10.5  Erhalt von Baumbestand
Die von den Baumaßnahmen nicht betroffenen Bestandsbäume sind während der Bauphase umfassend und 
fachgerecht vor Beschädigungen von Stamm, Krone und Wurzelbereich zu schützen. Den Habitus verändernde 
Maßnahmen sind unzulässig. Sollten durch die Baumaßnahme Bestandsbäume geschädigt werden oder entfallen, 
müssen diese gemäß den Vorgaben der aktuell gültigen Baumschutzsatzung der Stadt Bochum im Plangebiet 
ersetzt werden.

2. Ausgasungen
Das Bauvorhaben/die Maßnahme ist in einem durch Bergbau beeinflussten Gebiet geplant.

Aufgrund möglicherweise auftretender Gaszuströmungen können bei Neubauvorhaben und bei Tiefbaumaßnahmen 
Vorsorgemaßnahmen erforderlich werden, die durch einen Sachverständigen zu konzipieren sind. Da es zur 
bautechnischen Beherrschung von Methanaustritten bislang keine technischen Normen oder einheitlichen 
Ausführungsrichtlinien gibt, bieten das für die Ausführung von Gasflächendrainagen „Handbuch Methangas” der 
Stadt Dortmund und das „Handbuch zur bautechnischen Beherrschung von Methanaustritten mittels Geotextilien” 
der „TFH Georg Agricola” in Bochum technische Lösungen an.

Für weitere Informationen hinsichtlich gegebenenfalls erforderlich werdender Sicherungsmaßnahmen bezüglich 
Standsicherheit und/oder Grubengasaustritte wenden Sie sich bitte an die Bezirksregierung Arnsberg,          
Abteilung 6 - Bergbau und Energie in NRW - in 44135 Dortmund, Goebenstraße 25 (Tel.: 02931/82 0).

St

Baulinie

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl

Gebäudehöhe, als Höchstmaß über NHN

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Baugrenze Tiefgarage

Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und
Dienstleistungen des öffentlichen und privaten Bereichs,
Flächen für den Gemeinbedarf, Flächen für Sport- und Spielanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf

Zweckbestimmung: Schule

Zweckbestimmung: Sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen
                                (Sporthalle)

Zweckbestimmung: Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen
 (Kindergarten)

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Straßenverkehrsflächen

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie für Ablagerungen Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem
Klimawandel entgegenwirken

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Zweckbestimmung: Elektrizität

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6 BauGB)

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen
und Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Stellplätze

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Gestalterische Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauNVO)

Flachdach

Städtebauliche Festsetzungen nach § 9 BauGB

TGa

Nutzungsschablone Baugebiet
Grundflächenzahl Dachform

Darstellung ohne Normcharakter

Bemaßung in Metern

WA

0,4

FD

Straßenbegrenzungslinie

Abgrenzung unterschiedlicher Gebäudehöhen innerhalb der überbaubaren Fläche
(§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

122,1 mGH

20,00

Zweckbestimmumg: Ausgleichsfläche

Erhaltung: Bäume

Erhaltung: Stäucher

Abgrenzung von Bereichen, in denen für die Tagnutzung bauliche und sonstige
Vorkehrungen zum Schutz der Außenwohnbereiche festgesetzt sind

Bereiche, in denen für die Tagnutzung bauliche und sonstige Vorkehrungen zum
Schutz der Außenwohnbereiche festgesetzt sind

> 62 dB

 B t

A t/n
Bereiche, in denen für Gebäude bauliche und sonstige Vorkehrungen zur
Lärmminderung festgesetzt sind (tags und nachts)

2. Bodenbelastungen
Bei Erdarbeiten ist auf Bodenauffälligkeiten (z.B. Farbe, Geruch, Bestandteile, Konsistenz) zu achten. 
Aufgrund vorhandener Auffüllungen kann anfallender Bodenaushub ggf. fachgerecht zu entsorgen sein. 
Sollten diese angetroffen werden, ist das Umwelt- und Grünflächenamt - Untere Bodenschutzbehörde - über 
die Telefonnummer 0234/910-1112 zu informieren, damit weitere Maßnahmen eingeleitet werden können.
Die im Rahmen der Baumaßnahme anfallenden Auffüllungsmaterialien sind vom gewachsenen Boden zu 
trennen. Es gilt zu beachten, dass eine saubere Trennung der Materialien erfolgt, damit eine Vermischung 
und Verschlechterung der Materialien auszuschließen ist. Im Rahmen der Baumaßnahme anfallende 
Bodenmassen müssen sachgerecht verwendet werden. Sollten die Bodenmassen externen Maßnahmen 
zugeführt werden, so ist der Unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen, auf welchen dauerhaft ökologisch 
aufgewerteten Flächen die sehr schutzwürdigen Böden aufgebracht wurden.
Eine Grundwasserentnahme, außer zu Probezwecken ist aufgrund der vorliegenden turnusmäßigen 
Grundwasseruntersuchung ausgeschlossen.

3. Kampfmittel
Das Plangebiet befindet sich in einem Bombenabwurfgebiet. Wird nachfolgend für ein Bauvorhaben der 
Bauantrag gestellt, ist die Beantragung einer Luftbildauswertung beim staatlichen 
Kampfmittelbeseitigungsdienst zwingend erforderlich. Im Rahmen des Antragsverfahrens wird das 
Ordnungsamt regelmäßig beteiligt um die Luftbildauswertung einzuholen. Sollte das Ergebnis ggf. 
Entmunitionierungsmaßnahmen vorsehen, sind diese vor Beginn der Baumaßnahme durchführen zu lassen.

4. Richtfunkstrecken
Durch das Plangebiet führen 8 Richtfunkverbindungen (Nr. 305552923, Nr. 305555792, Nr. 305558807, Nr. 
305558831, Nr. 305557015, Nr. 305557016, Nr. 305558436, Nr. 305558437) der Telefónica Germany GmbH 
& Co. OHG.
· Die Fresnelzone der Richtfunkverbindung 305552923 befindet sich in einem vertikalen Korridor zwischen

21 m und 51 m über Grund
· Die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 305555792, 305558807, 305558831 befindet sich in einem

vertikalen Korridor zwischen 57 m und 87 m über Grund
· Die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 305557015, 305557016 befindet sich in einem vertikalen

Korridor zwischen 58 m und 88 m über Grund
· Die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 305558436, 305558437 befindet sich in einem vertikalen

Korridor zwischen 57 m und 87 m über Grund
Alle geplanten Konstruktionen und notwendige Baukräne dürfen nicht in die Richtfunktrasse ragen. Damit die 
raumbedeutsamen Richtfunkstrecken nicht beeinträchtigt werden, müssen ein horizontaler Schutzkorridor zur 
Mittellinie der Richtfunkstrahlen von mindestens +/- 30 m und ein vertikaler Schutzabstand zur Mittellinie von 
mindestens +/- 25 m eingehalten werden.
Rückfragen sind an die Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Südwestpark 35, 90449 Nürnberg zu richten.
Diese Telekommunikationsleitlinien lassen sich als ein horizontal über der Landschaft verlaufender Zylinder 
mit einem Durchmesser von rund 50 bis 60 m (einschließlich der Schutzbereiche) darstellen.

5. Schallschutzbescheinigung nach VDI 2719
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sowie in Verfahren, nach denen Vorhaben von der Genehmi- 
gung freigestellt sind, ist als Bestandteil der Bauvorlagen vom Sachverständigen eine Bescheinigung über die 
Einhaltung der Mittelungspegel nach der Tabelle der VDI-Richtlinie 2719 (siehe textliche Festsetzung Nr. 
11.1.) zu erbringen.

6. Schallschutzbescheinigung der Außenwohnbereiche nach DIN 12354-3
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sowie in Verfahren, nach denen Vorhaben von der 
Genehmigung freigestellt sind, ist als Bestandteil der Bauvorlagen vom Bauherrn/ 
Antragsteller/Sachverständigen eine Bescheinigung über die Nicht-Überschreitung auf der Grundlage der 
Richtlinie für den Lärmschutz an Straßen (RLS 90) / Richtlinie für den Schienenlärm (SCHALL-03 2012) in 
Verbindung mit der DIN 12354-3 zu erbringen (siehe textliche Festsetzung Nr. 11.2).

7. Vogelschlag
Sofern große Glasfronten (z.B. Treppenhäuser), Eckverglasungen (Fenster über die Hausecke), Terrassen- 
und Balkonfenster geplant sind, sollten bspw. Die Hinweise aus der Broschüre „Vogelfreundliches Bauen mit 
Glas und Licht“ (Schweizerische Vogelwarte Sempach, 2022) oder vergleichbare, Beachtung finden.

8. Anpflanzbindungen
Standorte und Pflegemaßnahmen der gemäß §9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB festgesetzten Anpflanzungen sind mit 
dem Umwelt- und Grünflächenamt der Stadt Bochum abzustimmen.

9. Soziale Wohnraumförderung
In dem allgemeinen Wohngebiet sind mindestens 30 % der Geschossfläche im geförderten Wohnungsbau zu 
errichten. Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. Die 
jeweils geltenden Wohnraumförderbestimmungen des Landes NRW sind einzuhalten.

10. Externe Ausgleichsmaßnahmen
Für den durch den Bebauungsplan Nr. 417 b verursachten Eingriff erfolgt ein Teil des Ausgleichs als PIK 
(Produktionsintegrierte Kompensation Landwirtschaft) auf der nachfolgenden Ökokontofläche der Stadt 
Bochum. Damit kann das Biotopwertdefizit von - 4.862 Ökopunkten ausgeglichen werden.

Ökokonto Fläche „Bockholt 1 Kaltehardt“
Gemarkung Langendreer, Flur 15, Flurstück 980

11. Städtebaulicher Vertrag
Zum Bebauungsplan gehört ein städtebaulicher Vertrag.

IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME

Bodendenkmäler
Im Plangebiet liegen nach dem DSchG NW vermutete Bodendenkmäler in Form von Siedlungs- und/oder 
Bestattungsresten.
Der Planbereich ist, dort wo Bodeneingriffe im Rahmen des Vorhabens geplant sind, durch Baggersondagen 
näher zu überprüfen, um Erhaltung und Ausdehnung bzw. Abgrenzung der zunächst vermuteten 
Bodendenkmäler - und damit auch die Relevanz für das weitere Verfahren - zu klären. Diese Baggersondagen 
gehen aufgrund des in das DSchG NW aufgenommenen „Veranlasserprinzips“ zu Lasten des Vorhabenträgers 
und müssen von einer archäologischen Fachfirma durchgeführt werden. Diese Sondagen bedürfen zudem einer 
Grabungserlaubnis der Oberen Denkmalbehörde (vgl. § 13 DSchG NW).

V. HINWEISE

1. Bodenschutz
Bei Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen ist der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu 
erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu 
lagern und später wieder einzubauen (§ 202 BauGB i.V.m. DIN 18915).
Gemäß Mantelverordnung vom 01.08.2023 gelten neue Richtwerte der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung (BBodSchV). Es gelten die gültigen Vorsorgewerte der Tabelle 1: Vorsorgewerte für 
anorganische Stoffe und der Tabelle 2: Vorsorgewerte für organische Stoffe als Einbaugrenzwerte für die 
Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht. Unterhalb bzw. außerhalb der durchwurzelbaren 
Bodenschicht gelten als Einbaugrenzwerte die Vorsorgewerte der Tabelle 4: Werte zur Beurteilung von 
Materialien für das Auf- oder Einbringen unterhalb oder außerhalb einer durchwurzelbaren Bodenschicht. Dies ist 
durch entsprechende chemische Analytik gemäß BBodSchV nachzuweisen.
Die im Rahmen der Baumaßnahme anfallenden Auffüllungsmaterialien sind vom gewachsenen Boden zu 
trennen. Es gilt zu beachten, dass eine saubere Trennung der Materialien erfolgt, damit eine Vermischung und 
Verschlechterung der Materialien auszuschließen ist.
Im Rahmen der Baumaßnahme anfallende Bodenmassen müssen sachgerecht verwendet werden. Sollten die 
Bodenmassen externen Maßnahmen zugeführt werden, so ist der Unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen, auf 
welchen dauerhaft ökologisch aufgewerteten Flächen die sehr schutzwürdigen Böden aufgebracht wurden.

ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG

Der Planungsvorschlag lag gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
in der Zeit vom .......................... bis zum
.......................... einschließlich öffentlich aus und
wurde in das Internet eingestellt.

Am .......................... hat eine Bürgerversammlung
stattgefunden.

Bochum, den ..........................

Der Oberbürgermeister
I.A.

............................................

Bebauungsplan Nr. 417b
- Hauptstraße / In der Schornau -

Amt für Stadtplanung und Wohnen
Städtebau und Mobilität

Blatt: 1 / 1    I    Maßstab im Original: 1 : 500    I    Blattformat: Sondergr. (1380 x 910 mm)

Planstand: Satzung    I    Fassung des Bebauungsplanes: 05.10.2023

BEHÖRDENBETEILIGUNG

Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher
Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit
Schreiben vom .......................... um Stellung-
nahme zu dem Planentwurf in der Fassung vom
.......................... gebeten.

Bochum, den ...........................

Der Oberbürgermeister
I.A.

............................................

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Stadt Bochum hat gemäß § 10 Abs. 1
BauGB in der öffentlichen Sitzung am ..........................
diesen Bebauungsplan als Satzung beschlossen.

Bochum, den ..........................

......................................         ..........................................
Oberbürgermeister       Schriftführung

Der Bebauungsplan besteht aus diesem
Blatt.

Bochum, den ..........................

Der Oberbürgermeister
I.A.

............................................

Die Planunterlage entspricht den Anforderun-
gen des § 1 der Planzeichenverordnung 1990.
Die Festlegung der städtebaulichen Planung
ist geometrisch eindeutig. Der Katasterbestand
der Planunterlage ist vom 12.11.2019.

Bochum, den ..........................

Amt für Geoinformation,
Liegenschaften und Kataster
I.A.

............................................

Für die Erarbeitung des Planentwurfes.

Bochum, den ..........................

Der Oberbürgermeister
I.V.        I.A.

..........................................     ............................................
Stadtbaurat       Leitung des Amtes für 

      Stadtplanung und Wohnen

AUSFERTIGUNG

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut (Inhalt) der
Satzung mit dem Ratsbeschluss vom
............................ übereinstimmt und dass nach § 2
Bekanntmachungsverordnung NRW verfahren
worden ist.
Der Bebauungsplan ist ordnungsgemäß zustande
gekommen und wird hiermit ausgefertigt.

Bochum, den ..........................

......................................
Oberbürgermeister
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EINSICHTNAHME IN DIN-NORMEN UND SONSTIGE REGELWERKE

Sofern in diesem Bebauungsplan in Festsetzungen DIN-Normen und/oder sonstige außerstaatliche 
Regelwerke verwendet wurden, können diese beim Amt für Stadtplanung und Wohnen im Technischen 
Rathaus, Hans-Böckler-Straße 19, Zimmer 1.0.210 (Planauslage) während der Dienststunden eingesehen 
werden.

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der zuständige Fachausschuss des Rates der
Stadt Bochum hat in der öffentlichen Sitzung am
.......................... den Beschluss zur Aufstellung
dieses Bebauungsplanes gefasst.

Der Aufstellungsbeschluss ist am ..........................
ortsüblich bekannt gemacht worden.

Bochum, den ..........................

Der Oberbürgermeister
I.A.

............................................

BESCHLUSS DER ÖFFENTL. AUSLEGUNG

Der zuständige Fachausschuss des Rates der
Stadt Bochum hat in der öffentlichen Sitzung am
..........................  die öffentliche Auslegung des
Planentwurfes in der Fassung vom ..........................
beschlossen.

Bochum, den ..........................

Der Oberbürgermeister
I.A.

............................................

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Planentwurf in der Fassung vom .........................
lag gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
............................ bis zum...........................
einschließlich öffentlich aus und wurde in das
Internet eingestellt.

Ort und Dauer der Auslegung wurden am
..........................  ortsüblich bekannt gemacht.

Bochum, den ..........................

Der Oberbürgermeister
I.A.

............................................

ERNEUTE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der geänderte / ergänzte Planentwurf in der Fassung
vom .......................... lag gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB
in der Zeit vom .......................... bis zum
.......................... einschließlich erneut öffentlich aus
und wurde in das Internet eingestellt.

Ort und Dauer der erneuten Auslegung wurden am
.......................... ortsüblich bekannt gemacht.

Bochum, den ..........................

Der Oberbürgermeister
I.A.

............................................

INKRAFTTRETEN

Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB am .......................... ortsüblich
bekannt gemacht.

Mit der Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in
Kraft und wurde in das Internet eingestellt.

Bochum, den ..........................

Der Oberbürgermeister
I.A.

............................................
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